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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Dr. Barbara Straka in der 

Verwaltungsstrafsache gegen ***Bf1***, ***Bf1-Adr***, wegen der Verwaltungsübertretung 

gemäß § 5 Abs. 2 Wiener Parkometerabgabeverordnung, ABl. der Stadt Wien Nr. 51/2005, idF. 

ABl. der Stadt Wien Nr. 20/2020 in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, 

LGBl. für Wien Nr. 9/2006, idF. LGBl. für Wien Nr. 71/2018, über die Beschwerde der 

beschwerdeführenden Partei vom 7. April 2022 gegen das Straferkenntnis der belangten 

Behörde, Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, als Abgabenstrafbehörde vom 

28. März 2022, Zahl MA67/Zahl/2021, zu Recht erkannt: 

I. Gemäß § 50 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) wird die Beschwerde als 

unbegründet abgewiesen und das angefochtene Straferkenntnis des Magistrates der Stadt 

Wien bestätigt.  

II. Gemäß § 52 Abs. 1 und 2 VwGVG i. V. m. § 24 Abs. 1 BFGG und § 5 WAOR hat die 

beschwerdeführende Partei einen Beitrag zu den Kosten des Beschwerdeverfahrens in Höhe 

von € 12,00, das sind 20% der verhängten Geldstrafe, zu leisten.    

Die Kosten des Beschwerdeverfahrens (12,00 Euro) sind gemeinsam mit der Geldstrafe 

(€ 60,00) und dem Beitrag zu den Kosten der belangten Behörde (€ 10,00), insgesamt € 82,00, 

binnen zwei Wochen nach Zustellung dieses Erkenntnisses an den Magistrat der Stadt Wien zu 

entrichten.  

III. Gemäß § 25 Abs. 2 BFGG wird der Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehörde 

bestimmt.  

IV. Eine Revision durch die beschwerdeführende Partei wegen Verletzung in Rechten nach 

Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG ist gemäß § 25a Abs. 4 VwGG kraft Gesetzes nicht zulässig.    

Gegen diese Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision durch die 

belangte Behörde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zulässig.   
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Entscheidungsgründe 

Mit Straferkenntnis des Magistrats der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, vom 28. März 

2022, Zahl MA67/Zahl/2021,  wurde dem Beschwerdeführer (Bf.) vorgeworfen, er habe am 30. 

Dezember 2021 um 11:31 Uhr das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behördlichen 

Kennzeichen 123 (A) in der gebührenpflichtigen Kurzparkzone in 1180 Wien, Wallrißstraße 76 

und 78 abgestellt, ohne für seine Kennzeichnung mit einem für den Beanstandungszeitpunkt 

gültigen Parkschein gesorgt zu haben. Demnach habe der Bf. die Parkometerabgabe fahrlässig 

verkürzt. 

Gemäß § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006 wurde über den Bf. deswegen eine 

Geldstrafe in der Höhe von 60,00 Euro und eine für den Fall der Uneinbringlichkeit an deren 

Stelle tretende Ersatzfreiheitsstrafe in der Dauer von 14 Stunden verhängt. 

Begründend führte die belangte Behörde aus, das verfahrensgegenständliche Kraftfahrzeug sei 

an der im Spruch bezeichneten Örtlichkeit zur angeführten Zeit in einer gebührenpflichtigen 

Kurzparkzone beanstandet worden, da weder ein Parkschein entwertet, noch ein 

elektronischer Parkschein aktiviert gewesen sei.  

Beweis sei durch Einsichtnahme in die Organstrafverfügung erhoben worden, welche von 

einem Parkraumüberwachungsorgan der Landespolizeidirektion Wien auf Grund eigener 

dienstlicher Wahrnehmung gelegt worden sei, sowie in die (von diesem) angefertigten Fotos. 

In seinem Einspruch gegen die Strafverfügung habe der Bf. im Wesentlichen eingewendet, dass 

gemäß § 49a Abs. 4 des Verwaltungsstrafgesestzes 1991 bei der Anonymverfügung ein 

geeigneter Beleg gefehlt habe und bis heute keiner entdeckt worden sei. Der Bf. habe um 

Fehlerkorrektur ersucht. 

Unbestritten sei somit sowohl die Lenkereigenschaft des Bf. geblieben, als auch, dass das 

gegenständliche Fahrzeug zum Tatzeitpunkt an der Tatörtlichkeit abgestellt gewesen sei. 

Zum Vorbringen des Bf. werde festgestellt: 

„Für diese Verwaltungsübertretung wurde sowohl eine Organstrafverfügung, als auch eine 

Anonymverfügung ausgestellt. Es wird darauf hingewiesen, dass weder auf Erhalt einer 

Organstrafverfügung noch auf Erhalt einer Anonymverfügung ein Rechtsanspruch besteht. Die 

Einleitung eines Strafverfahrens wäre somit auch ohne vorherige Ausstellung einer 

Anonymverfügung möglich gewesen. 

Die Anonymverfügung wird gegenstandslos, wenn nicht binnen 4 Wochen nach Ausfertigung 

die Einzahlung des Strafbetrages erfolgt. In diesem Fall ist das Verwaltungsstrafverfahren 

einzuleiten. 

Als fristgerechte Einzahlung des Strafbetrages gilt auch die Überweisung des Strafbetrages auf 

das angegebene Konto, wenn der Überweisungsauftrag die automationsunterstützt lesbare, 
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vollständige und richtige Identifikationsnummer enthält und der Strafbetrag dem Konto des 

Überweisungsempfängers fristgerecht gutgeschrieben wird. 

Auf die Motive der nicht zeitgerechten Entrichtung des Strafbetrages kann es bei der 

gegebenen Rechtslage nicht ankommen.  

Es sind im Zuge des Verfahrens somit keine Tatsachen hervorgekommen, die zu dessen 

Einstellung führen könnten.  

Ein Rechtfertigungsgrund, also eine Norm, die das tatbestandsmäßige Verhalten 

ausnahmsweise erlaubt bzw. welche die Strafbarkeit aufheben würde, liegt im 

gegenständlichen Fall nicht vor.  

Es war daher als erwiesen anzusehen, dass Sie das Tatbild verwirklicht haben. 

Jeder Lenker eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges, der ein solches in einer Kurzparkzone 

abstellt, muss bei Beginn des Abstellens die Parkometerabgabe entrichten (§ 5 Abs. 2 der 

Parkometerabgabeverordnung).  

Dieser Verpflichtung sind Sie nicht nachgekommen. 

Nach § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006 genügt zur Strafbarkeit des dort umschriebenen 

Verhaltens Fahrlässigkeit. Fahrlässig handelt, wer die Sorgfalt außeracht lässt, zu der er nach 

den Umständen verpflichtet und nach seinen geistigen und körperlichen Verhältnissen befähigt 

ist und die ihm zuzumuten ist, und deshalb nicht erkennt, dass er einen Sachverhalt 

verwirklichen könnte, der einem gesetzlichen Tatbild entspricht. 

Nach der Aktenlage war Fahrlässigkeit anzunehmen. 

Somit sind sowohl die objektiven, als auch die subjektiven Voraussetzungen für die Strafbarkeit 

gegeben.  

Sie haben die Parkometerabgabe daher nicht entrichtet und somit fahrlässig verkürzt.“ 

Weiters enthält das Straferkenntnis die maßgeblichen Bestimmungen für die Strafbemessung 

(§ 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, § 19 Abs. 1 Verwaltungsstrafgesetz 1991), erläutert 

diese näher und führt die für den vorliegenden Fall maßgeblichen Strafzumessungsgründe an 

(hier: Einkommens- und Vermögensverhältnisse sowie allfällige Sorgepflichten des Bf. seien, 

soweit diese der Behörde bekannt gewesen seien, berücksichtigt worden, wie auf eventuell 

vorhandene verwaltungsstrafrechtliche Vormerkungen Bedacht genommen worden sei). 

Dagegen erhob der Bf. fristgerecht Beschwerde und bemängelte, der angefochtene Bescheid 

sei nicht ordnungsgemäß signiert. Die Unterschrift des Genehmigungsberechtigten gem. § 18 

Abs. 3 AVG fehle. Es befinde sich lediglich ein Logo bzw. ein sogenanntes elektronisches 

Amtssiegel der Stadt Wien sowie ein Zuname [Zuname] auf davon erwähnten Schriftstücken, 

jedoch weder ein Nachweis der Identität (§ 2 Z 1 E-GovG) des Genehmigenden, noch der 

Authentizität (§ 2 Z 5 E-GovG) der Erledigung. Dieser Mangel begründe für sich schon die 

Nichtigkeit des Bescheides. In § 18 Abs. 3 AVG sei leider nicht konkretisiert, ob mit der 

elektronischen Erledigung eines Schriftstückes lediglich sein EDV-basiertes Verfassen (z.B. 

mittels PC oder Laptop Computer) und/oder aber das elektronische Versenden (z.B. mittels 

Email) desselben Dokumentes gemeint sei. Aus der Norm gehe also nicht klar hervor, wann 
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eine handschriftliche Unterschrift erforderlich sei bzw. wann ein Verfahren zum Nachweis der 

Identität (§ 2 Z 1 E-GovG) des Genehmigenden und der Authentizität (§ 2 Z 5 E-GovG) der 

Erledigung ausreicht. Dass im Verwaltungsverfahren die ordnungsgemäße Unterfertigung 

behördlicher Schriftstücke eine Gültigkeitsvoraussetzung darstelle, ergebe sich auch aus § 270 

StPO und § 79 GOG. Das nicht Vorhandensein einer Unterschrift unter einem Dokument 

verstoße gegen die Rechtsnorm, dass Entscheidungen, Anordnungen, Willenserklärungen o.ä. 

zur Erlangung ihrer Rechtswirksamkeit grundsätzlich einer eigenhändigen Namensunterschrift 

des Ausstellers bedürfen. In diesem Sinne dürfe der Bf. nochmals an sein 

Normprüfungsbegehren zu § 18 Abs. 3 AVG erinnern. 

Die Magistratsabteilung 67 legte die Beschwerde samt Verwaltungsakt mit Vorlagebericht vom 

20. Mai 2022 dem Bundesfinanzgericht zur Entscheidung vor. 

Über die Beschwerde wurde erwogen: 

Das Bundesfinanzgericht stellt auf Basis des oben geschilderten Verwaltungsgeschehens und 

der aktenkundigen Unterlagen folgenden entscheidungswesentlichen Sachverhalt fest: 

Der Bf. hat das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen 123 (A) am 

(Donnerstag) 30. Dezember 2021 um 11:31 Uhr in der gebührenpflichtigen Kurzparkzone in 

1180 Wien, Wallrißstraße 76 und 78, ohne gültigem Parkschein abgestellt. Zum 

Beanstandungszeitpunkt war das Kraftfahrzeug weder mit einem gültig entwerteten 

Parkschein gekennzeichnet noch hatte der Bf. einen elektronischen Parkschein aktiviert.   

Diese Feststellung seitens des Gerichts erfolgte anhand der Aktenlage und von drei Fotos des 

Meldungslegers in scharfer Bildqualität. 

Für diesen Bereich galt eine ordnungsgemäß kundgemachte flächendeckende Kurzparkzone für 

die Zeit von Montag bis Freitag (werktags) von 09:00 bis 19:00 Uhr, Parkdauer: max. 3 Stunden 

(seit 1. März 2022 von 09:00 bis 22:00 Uhr, max. 2 Stunden). 

Der Abstellort des verfahrensgegenständlichen Fahrzeuges befand sich somit in einer 

gebührenpflichtigen Kurzparkzone, in der zum Beanstandungszeitpunkt am Donnerstag, 

30. Dezember 2021, um 11:31 Uhr Gebührenpflicht bestand. 

Vor diesem Hintergrund durfte das Bundesfinanzgericht die obigen Sachverhaltsfeststellungen 

gemäß § 45 Abs. 2 AVG als erwiesen annehmen, zumal der Bf. diesen Sachverhalt nicht 

bestritten hat. 

Gesetzliche Grundlagen: 

Nach § 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung ist für das Abstellen von mehrspurigen 

Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 StVO) eine Abgabe zu entrichten.    
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Nach § 5 Abs. 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung gilt die Abgabe mit der 

ordnungsgemäßen Entwertung des Parkscheines (der Parkscheine) oder mit der Bestätigung 

der Abstellanmeldung als entrichtet.    

Nach § 5 Abs. 2 Wiener Parkometerabgabeverordnung sind zur Entrichtung der Abgabe der 

Lenker, der Besitzer und der Zulassungsbesitzer zur ungeteilten Hand verpflichtet. Jeder 

Lenker, der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in einem Gebiet abstellt, für das eine Abgabepflicht 

besteht, hat die Parkometerabgabe bei Beginn des Abstellens des Fahrzeuges zu entrichten. 

Die Lenker haben bei der Durchführung der angeordneten Kontrollmaßnahmen mitzuwirken. 

Gemäß § 1 Kontrolleinrichtungenverordnung sind als Hilfsmittel zur Überwachung der 

Einhaltung der Vorschriften der Verordnung des Wiener Gemeinderates, mit der für das 

Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen die Entrichtung einer Abgabe 

vorgeschrieben wird (Parkometerabgabeverordnung), Parkscheine nach dem Muster der 

Anlagen oder elektronische Parkscheine zu verwenden.  

Gemäß § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006 sind Handlungen oder Unterlassungen, 

durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig verkürzt wird, als Verwaltungsübertretungen 

mit Geldstrafen bis zu 365 Euro zu bestrafen.    

Aufgrund der obigen Sachverhaltsfeststellungen ist die objektive Tatseite der angelasteten 

Verwaltungsübertretung zweifelsfrei gegeben. 

Zum Beschwerdevorbringen der fehlenden Unterfertigung des Straferkenntnisses: 

Der Bf. bemängelt, der angefochtene Bescheid sei nicht ordnungsgemäß signiert worden, da 

sich lediglich ein Logo bzw. ein sogenanntes elektronisches Amtssiegel der Stadt Wien sowie 

ein Zuname auf dem Straferkenntnis (bzw der Strafverfügung) befinde. 

Dazu ist festzustellen, dass die Strafverfügung und das Straferkenntnis jeweils „für die 

Abteilungsleiterin“ unter Hinzufügung des Namens des Approbierenden mittels Amtssignatur 

elektronisch unterzeichnet sind. 

Neben den in § 46 Abs. 2 VStG genannten Formvorschriften für einen Strafbescheid enthält 

§ 18 AVG folgende Regelung für die Ausfertigung von Bescheiden: 

(3) Schriftliche Erledigungen sind vom Genehmigungsberechtigten mit seiner Unterschrift zu 

genehmigen; wurde die Erledigung elektronisch erstellt, kann an die Stelle dieser Unterschrift 

ein Verfahren zum Nachweis der Identität (§ 2 Z 1 E-GovG) des Genehmigenden und der 

Authentizität (§ 2 Z 5 E-GovG) der Erledigung treten.  

(4) Jede schriftliche Ausfertigung hat die Bezeichnung der Behörde, das Datum der 

Genehmigung und den Namen des Genehmigenden zu enthalten. Ausfertigungen in Form von 
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elektronischen Dokumenten müssen mit einer Amtssignatur (§ 19 E-GovG) versehen sein; 

Ausfertigungen in Form von Ausdrucken von mit einer Amtssignatur versehenen 

elektronischen Dokumenten oder von Kopien solcher Ausdrucke brauchen keine weiteren 

Voraussetzungen zu erfüllen. Sonstige Ausfertigungen haben die Unterschrift des 

Genehmigenden zu enthalten. 

Es wird also unterschieden zwischen der Erledigung der Behörde, daher der Beurkundung ihres 

Willensaktes einerseits (§ 18 Abs. 3 AVG) und der Ausfertigung, d.h. der förmlichen 

Kundmachung dieses Willensaktes gegenüber Parteien und anderen Beteiligten andererseits 

(§ 18 Abs. 4 AVG). Weder für elektronisch erstellte Erledigungen noch für Ausfertigungen ist 

aber eine Unterschrift des Genehmigenden erforderlich. Ausfertigungen brauchen keine über 

die Amtssignatur im Sinn des § 19 E-GovG hinausgehenden Daten aufweisen; eine 

Fertigungsklausel und insbesondere den Namen des Genehmigenden brauchen solche 

Ausfertigungen nicht ausweisen (siehe VwGH 17.12.2019, Ra 2019/16/0140). 

Das bekämpfte Straferkenntnis (sowie auch die Strafverfügung) weist das Amtssiegel der Stadt 

Wien auf und einen Hinweis, dass das Dokument amtssigniert wurde (§ 19 Abs. 3 E-GovG); 

Informationen zur Prüfung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen Signatur fänden 

sich unter: https://www.wien.gv.at/amtssignatur.  

Das bedeutet, dass im vorliegenden Fall aufgrund der dargestellten Rechtslage sowohl die 

Strafverfügung als auch das Straferkenntnis ordnungsgemäß unterfertigt wurden. Dem 

Einwand des Bf. kommt keine Berechtigung zu. 

Es war daher festzuhalten, dass der Bf. sein Kfz in einer ordnungsgemäß kundgemachten 

Kurzparkzone ohne gültig entwerteten Parkschein abgestellt hat und eine Verwaltungs-

übertretung nach § 5 Abs. 2 (Wiener) Parkometerabgabeverordnung, ABl. der Stadt Wien Nr. 

51/2005 begangen hat. 

Nach § 4 Abs. 1 des Parkometergesetzes genügt zur Strafbarkeit des dort umschriebenen 

Verhaltens Fahrlässigkeit. Der Akteninhalt und das Beschwerdevorbringen bieten keinen 

Anhaltspunkt dafür, dass der Bf. nach seinen persönlichen Verhältnissen im gegenständlichen 

Zeitpunkt nicht fähig gewesen wäre, die objektiv gebotene Sorgfalt einzuhalten oder den von 

ihm verursachten Erfolg vorauszusehen, oder dass ihm rechtmäßiges Verhalten in der 

konkreten Situation unzumutbar gewesen wäre. Bei Einhaltung der gebotenen und dem Bf. 

zumutbaren Sorgfalt wäre die Übertretung zu vermeiden gewesen. Der Bf. hat damit auch das 

subjektive Tatbild verwirklicht. 

Zur Strafbemessung: 
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Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig verkürzt 

wird, sind als Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis zu € 365,00 zu bestrafen (§ 4 

Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006).  

Gemäß § 10 Abs. 1 VStG richten sich Strafart und Strafsatz nach den Verwaltungsvorschriften, 

soweit im VStG nicht anderes bestimmt ist.    

Gemäß § 19 Abs. 1 VStG sind die Bedeutung des strafrechtlich geschützten Rechtsgutes und die 

Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat Grundlage für die Bemessung der Strafe.  

Nach § 19 Abs. 2 VStG sind im ordentlichen Verfahren überdies die nach dem Zweck der 

Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgründe, soweit sie nicht 

schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwägen. Auf das Ausmaß des 

Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen.     

Bei der Strafbemessung ist gemäß § 19 VStG darauf Bedacht zu nehmen, dass ein öffentliches 

Interesse an der Abgabenentrichtung besteht. Werden die hiefür vorgesehenen 

Kontrolleinrichtungen nicht oder unrichtig entwertet, entgehen der Gemeinde Wien unter 

Umständen die entsprechenden Abgaben. Angesichts der hohen Hinterziehungs- und 

Verkürzungsanfälligkeit der Parkometerabgabe ist eine Bestrafung in einer Höhe geboten, die 

sowohl eine individualpräventive als auch eine generalpräventive Wirkung entfaltet.   

Die Bemessung der Strafe ist eine Ermessensentscheidung der Behörde, die nach den vom 

Gesetzgeber in § 19 VStG festgelegten Kriterien vorzunehmen ist, allerdings muss die 

verhängte Strafe unter Bedachtnahme auf die Strafbemessungsgründe vertretbar erscheinen 

(vgl. VwGH 17.2.2015, Ra 2015/09/0008; VwGH 6.4.2005, 2003/04/0031). 

Eine Schuldeinsicht war beim Bf. im Rahmen des gegenständlichen Verwaltungsstrafverfahrens 

nicht zu erkennen. Der Milderungsgrund eines reumütigen Geständnisses kommt für ihn daher 

nicht in Betracht.   

Weitere Milderungsgründe wurden nicht vorgebracht und haben sich auch aus dem 

Verwaltungsverfahren nicht ergeben. 

Die Einkommens- und Vermögensverhältnisse sowie allfällige Sorgepflichten des Bf. wurden 

bereits von der belangten Behörde gewürdigt, soweit sie dieser bekannt waren. Auf eventuell 

vorhandene verwaltungsstrafrechtliche Vormerkungen wurde seitens der belangten Behörde 

Bedacht genommen.   

Angesichts der Wichtigkeit einer effizienten Parkraumbewirtschaftung ist der objektive 

Unrechtsgehalt der Tat an sich, selbst bei Fehlen sonstiger nachteiliger Folgen, erheblich. Aus 

diesen Gründen erscheint eine Geldstrafe von 60,00 € nicht als unverhältnismäßig, zumal 

dieser Betrag ohnehin im unteren Bereich des bis 365,00 € reichenden Strafrahmens 

angesiedelt ist und zudem die Höhe der Strafe vor allem geeignet sein soll, eine general- und 
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spezialpräventive Funktion zu erfüllen. Auch die festgesetzte Ersatzfreiheitsstrafe ist 

keineswegs überhöht. 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 

Kostenentscheidung 

Da die Kosten des Verwaltungsstrafverfahrens gemäß § 64 VStG in Höhe von 10% der Strafen 

festzusetzen sind (mindestens jedoch mit zehn Euro), wurden sie somit in Höhe von € 10,00 

korrekt festgesetzt. 

Gemäß § 52 Abs. 1 VwGVG ist in jedem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes, mit dem ein 

Straferkenntnis bestätigt wird, auszusprechen, dass der Bestrafte einen Beitrag zu den Kosten 

des Strafverfahrens zu leisten hat. 

Gemäß § 52 Abs. 2 VwGVG ist dieser Betrag für das Beschwerdeverfahren mit 20% der 

verhängten Strafe, mindestens jedoch mit zehn Euro zu bemessen. 

Die beschwerdeführende Partei hat daher gemäß § 52 Abs. 2 VwGVG weitere € 12,00 als 

Kostenbeitrag zum verwaltungsgerichtlichen Verfahren zu leisten. 

Gemäß § 52 Abs. 6 VwGVG sind die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a VStG sinngemäß anzuwenden. 

Gemäß § 54b Abs. 1 VStG idF BGBl l 2013/33 sind rechtskräftig verhängte Geldstrafen oder 

sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen binnen zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft 

zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann sie unter Setzung einer 

angemessenen Frist von höchstens zwei Wochen eingemahnt werden. Nach Ablauf dieser Frist 

ist die Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund anzunehmen, dass der Bestrafte zur 

Zahlung nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge uneinbringlich ist, hat keine Mahnung zu 

erfolgen und ist sofort zu vollstrecken oder nach Abs. 2 vorzugehen. 

Gemäß § 25 Abs. 2 BFGG hat das Bundesfinanzgericht, soweit dies nicht in der BAO, im ZollR-

DG oder im FinStrG geregelt ist, in seiner Entscheidung zu bestimmen, welche 

Abgabenbehörde oder Finanzstrafbehörde die Entscheidung zu vollstrecken hat.  

Hier erweist sich das Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehörde zweckmäßig, da dem 

Magistrat der Stadt Wien bereits gemäß § 1 Abs. 1 Z 3 VVG die Vollstreckung der von den 

(anderen) Verwaltungsgerichten erlassenen Erkenntnisse und Beschlüsse obliegt (vgl. für viele 

ausführlich BFG 13. 5. 2014, RV/7500356/2014 sowie Wanke/Unger, BFGG § 25 BFGG Anm. 6). 

Zur Unzulässigkeit der Revision 

Gegen diese Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG eine Revision nicht zulässig, da das 

Erkenntnis nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung 
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zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende 

Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich 

beantwortet wird. 

Eine solche Rechtsfrage lag verfahrensgegenständlich nicht vor. 

 

 

Wien, am 12. Juli 2022 
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